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Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG) gefährdet die häusliche Pflege -  

Rückzug von ambulanten Pflegediensten aus der Versorgung zu befürchten 

Mit dem Pflegebedürftigkeitsbegriff (2017), dem Pflegeberufegesetz (2019) sowie dem 

Befugniserweiterungs- und Entbürokratisierungsgesetz in der Pflege und dem Zukunfts-

pakt Pflege (beide 2025) sollte die Pflege konsequent weiterentwickelt werden. Im Mittel-

punkt standen die Stärkung der Selbstständigkeit und Selbstbestimmung pflegebedürfti-

ger Menschen, die Unterstützung pflegender An- und Zugehöriger, die Förderung von 

Beratung, Anleitung und Prävention sowie die Stärkung der professionellen Pflege. Ziel 

war es, eine bessere pflegerische Versorgung, eine höhere Attraktivität des Pflegeberufs 

und die Bekämpfung des Fachkräftemangels zu erreichen. 

Der Referentenentwurf zum Pflegeneuordnungsgesetz droht diese Entwicklung jedoch 

insbesondere in der ambulanten Pflege umzukehren. Dabei sind ambulante und teilstati-

onäre Versorgungsstrukturen wesentlich für die Stabilisierung häuslicher Pflegesettings 

und führen insbesondere durch präventive Maßnahmen zur Vermeidung von Krisen und 

Krankenhausaufenthalten. Der Wegfall dieser Versorgungsstrukturen verursacht ent-

sprechende gesamtgesellschaftliche Folgekosten. 

Kurz gesagt: Dieses Gesetz ordnet Pflege nicht neu, sondern verlagert Verantwortung – 

weg von professionellen Strukturen und hin zu An- und Zugehörigen. Damit gefährdet es 

die ambulante Pflegeinfrastruktur und die Qualität der häuslichen Versorgung. 

 
1. Pflegefachlichkeit erhalten – Beratung, Schulung und Begleitung dürfen nicht 

aus den ambulanten Pflegediensten herausgelöst werden 

Ab 2028 soll die Pflegebegleitung (§§ 7c, 7d SGB XI) bestehende Beratungsleistungen, 

in einer neuen Struktur bei den Pflegekassen, ggf. mit Aufgabenübertragung an Dritte, 

bündeln. Damit wird Beratung und Anleitung, die bisher durch § 37 Absätze 3 und 3b SGB 

XI zentral durch die ambulanten Pflegedienste durchgeführt wurde, faktisch aus der am-

bulanten Versorgung in neue externe Strukturen verlagert. Es droht die Verdrängung am-

bulanter Pflegedienste aus der Beratung, Anleitung und häuslichen Schulung. Diese Auf-

gaben sind jedoch Kern professioneller Pflege und gehören zur Steuerung des Pflege-

prozesses.  

Konsequenzen: 

• Die im RefE vorgesehenen Änderungen bezüglich der Pflegebegleitung nach §§ 7c 

und 7d SGB XI entziehen der ambulanten Pflege zentrale fachliche Aufgaben, schwä-

chen ihre professionelle Rolle der Pflegeprozesssteuerung und konterkarieren das 

Ziel, Pflegefachlichkeit und somit den Pflegeberuf als Ganzen gezielt zu stärken und 

reduzieren die pflegefachlich attraktiven Arbeitsplätze. 

• Durch Entzug der fachlichen Beratung und Begleitung droht Pflege auf körperbezo-

gene Maßnahmen und Behandlungspflege reduziert zu werden, dies steigert weder 

die Attraktivität für Pflegefachpersonen, noch entspricht es dem geltenden 
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Pflegebedürftigkeitsbegriff, der einen wesentlichen Schwerpunkt auf Prävention, Ge-

sundheitsförderung sowie Anleitung und Edukation pflegender Angehöriger legt.  

• Durch die Schaffung neuer Parallelstrukturen entstehen unnötige Aufbaukosten und -

risiken, der Rückgriff auf vorhandene Strukturen und Kompetenzen in der Beratung, 

Anleitung und häuslichen Schulung ist dagegen effektiv und effizient.  

• Wenn Pflegekassen und Sozial- und Altenhilfeträger künftig weiterhin nach Tarif be-

zahlen, während die Tarifsteigerungen bei Pflegediensten künftig durch die Grund-

lohnrate begrenzt sein sollen, werden Pflegediensten, aber auch Pflegeeinrichtungen 

unverschuldet sukzessive Pflegefachpersonen entzogen und der Personalmangel, 

ergo der Mangel an pflegerischen Angeboten weiter verschärft. 

Forderung:  

Ambulante Pflegedienste müssen gesetzlich verankert als Anbieter von Beratung, Schu-

lung und Anleitung erhalten bleiben und in die Pflegebegleitung nach § 7c und § 7d SGB 

XI verbindlich eingebunden werden. 

 
2. Sozialraumbudget auch für den Bereich der ambulanten Pflege sowie Tages- 

und Kurzzeitpflege nutzbar machen 

Die geplante Umstellung auf ein Sozialraumbudget für Pflegegrade 2 bis 5 führt zu deut-

lichen Einschränkungen der Pflegebedürftigen in der Nutzung des bisherigen Entlas-

tungsbetrags. Künftig ist die Finanzierung professioneller Pflegeleistungen für Entlas-

tungs- und Unterstützungsangebote im Alltag sowie für Angebote, wie Tages-, Nacht- und 

Kurzzeitpflege, wie z.B. Fahrdienst oder Investitionskosten, ausgeschlossen. Auch ent-

fällt die Ansparung nicht ausgeschöpfter Mittel. Pflegebedürftige mit Pflegegrad 1 wird 

diese Leistung zukünftig nicht mehr gewährt, wodurch ein wichtiger niedrigschwelliger 

Zugang im Sinne der Prävention entfällt. Damit ginge eine zentrale Entlastung für pfle-

gende Angehörige verloren, da Eigenanteile für Tages- und Kurzzeitpflege nicht mehr 

abgefedert werden können und die Inanspruchnahme ggf. eingeschränkt werden muss – 

obwohl diese Angebote entscheidend für die Entlastung pflegender Angehöriger, soziale 

Teilhabe, Vermeidung von Isolation und insgesamt eine stabile häusliche Pflege sind. 

Konsequenzen:  

• Der Ausschluss ambulanter Pflegedienste vom Sozialraumbudget bedeutet, dass Mit-
arbeitende, die bisher im Rahmen der Entlastungsleistungen hauswirtschaftliche Hil-
fen oder Betreuungsleistungen erbracht haben, nicht mehr beschäftigt werden kön-
nen. Da es in vielen Regionen keine nach Landesrecht anerkannten Angebote zur 
Unterstützung im Alltag gibt, bedeutet die Regelung auch, dass Familien mit pflege-
bedürftigen Menschen oder Kindern mit Behinderungen keine Angebote mehr zur Ver-
fügung stehen. 

• Der Ausschluss teilstationärer Pflege vom Sozialraumbudget bedeutet, dass die pre-

käre Auslastungssituation in den Tagespflegen sich weiter bis hin zur Existenzgefähr-

dung verschärft und sie perspektivisch nicht mehr zur Verfügung stehen als für Ange-

hörige wichtiger Baustein der häuslichen Versorgung – gerade bei Berufstätigkeit. 

• Es droht damit insgesamt der Bedeutungsverlust professioneller ambulanter und teil-

stationärer Angebote und damit der Verlust einer professionellen, präventiven Versor-

gungsstrukturen, welche stabile häusliche Pflegesettings erst ermöglicht. 
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Forderung:  

Das Sozialraumbudget muss weiterhin für professionelle Unterstützung durch ambulante 

Pflegedienste, Tagespflegeeinrichtungen und Kurzzeitpflege zur Verfügung stehen. Auch 

im Sozialraumbudget sollte es eine Ansparfunktion geben. 

 
3. Tarifanerkennung sichern – Gute Pflegequalität gibt es nicht zum Sparpreis 

Es ist geplant die Regelungen zur tariflichen Entlohnung für vier Jahre auszusetzen und 

in diesem Zeitraum Vergütungssteigerungen auf 1% unter der Grundlohnrate festzuset-

zen und die häusliche Krankenpflege nur noch an der Grundlohnrate, abzüglich 1 Prozent 

für die Jahre 2027, 2028 und 2029 zu orientieren. Die Grundlohnrate nach § 71 SGB V 

ist eine retrospektive Betrachtung der durchschnittlichen Entwicklung der beitragspflich-

tigen Einnahmen (Löhne und Gehälter) der GKV-Mitglieder und bildet die aktuelle Lohn-

entwicklung stets mit Verzögerung ab. Das heißt, dass Tarifabschlüsse, die beispiels-

weise im Frühjahr eines Jahres wirksam werden, sich in der Grundlohnrate erst mit er-

heblichem Zeitverzug niederschlagen. Da die Pflegedienste ihre Erlöse ca. hälftig aus 

dem SGB XI und dem SGB V generieren, können die geplanten Refinanzierungslogiken 

in der Zusammenschau die Existenz der Dienste gefährden. Die Deckelung erzeugt ein 

wachsendes strukturelles Defizit, während nicht tarifgebundene Anbieter weiter Gehälter 

erhöhen können. 

Konsequenzen: 

• Die Grundlohnrate als Vergütungsdeckel birgt ein systemisches Risiko für tarifgebun-

dene Pflegeeinrichtungen, kann je nach Tarifabschluss erhebliche Liquiditätsprob-

leme auslösen und gefährdet damit die Versorgungssicherheit. 

• Einmal ausgebliebene Steigerungen lassen sich in späteren Verhandlungen nicht 

mehr kompensieren. Pflegedienste geraten damit in eine Abwärtsspirale wirtschaftli-

chen Drucks, die sich systematisch und dauerhaft verschärft und zur existentiellen 

Gefahr wird. 

Forderung: Die vollständige Tarifanerkennung muss bestehen bleiben, die Zahlung von 

Gehältern bis zur Höhe tarifvertraglich vereinbarter Vergütungen sowie entsprechender 

Vergütung nach kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen darf nicht als unwirtschaftlich abge-

lehnt werden. 

 

Fazit  

Insgesamt drohen die beschriebenen gesetzlichen Neuregelungen die ambulante Pflege 

und damit die häusliche Versorgung zu schwächen, wobei sich die Regelungen in ihrer 

Wechselwirkung gegenseitig sogar noch verstärken. So ist durch steigenden Personal-

mangel und verringerte Wirtschaftlichkeit mit einem Sterben ambulanter Pflegedienste zu 

rechnen. Fehlen jedoch perspektivisch ambulante Dienste als Leistungserbringer bricht 

eine zentrale Säule der häuslichen Versorgung zusammen. 

Erste Träger haben bereits angekündigt, unter den skizzierten Bedingungen Ihre Dienste 

nicht mehr professionell und wirtschaftlich weiter betreiben zu können. 


